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Der Bundesmiiiister für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 

V A 1 - 5033.1 - 1528 59 


HnT'in, s. Oktober 1959 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Bereitstellung von Mitteln für die Aufforstung leichter Sandböden 

Bezug : Kleine Anfrage der Fraktion der FDP 
— Drucksache 1250 — 


Zur obigen Angelegenheit wird wie folgt Stellung 

genommen i 

1. Der Bundesregierung ist bekannt, daß es Böden 
gibt, bei denen die bisherige landwirtschaftliche 
Nutzung nidit mehr rentiert. Derartige Böden 
können, besonders w^enn es sich um leichte 
Sandböden handelt, für e ne Aufforstung in 
Frage kommen. Ein großer Teil der Eigentümer 
dieser Grundstücke ist bereit, sie aufzuforsten. 
Die Aufforstung hat auf Grund der Initiative 
der Eigentümer- bereits seit 2 Jahren in größerem 
Umfang eingesetzt 

2. Die Bundesregierung 'vertritt die Auffassung, 
daß die Aufforstung der Grenzertragsböden mit 
Rücksicht auf die europäische Entwicklung sowie 
im Interesse des Wasserhaushalts, des Klimas 
und der Erholung der Bevölkerung von steigen- 
der Bedeutung, . 

3. Die Bundesregierung ist bereit, unter Einschal- 
tung der Länder zu ermitteln, welche landwirt- 
sdiaftlichen: Grenzertragsflächen für eine Auf- 
forstung auf . freiwilliger Grundlage in Frage 
kommen. Eine vorläufige schätzungsweise Er- 
hebung hat ergeben, daß in der Bundesrepublik 
300000 ha aufforstungsbedürftige, bisher land- 
wirtschaftlich. genutzte Grenzertragsböden und 


rd. 200 000 ha aiiffoj sluiigswürcliges Ödland 
vorhanden sind. 

Die Bundesregierung wird in Zusciininonarbeit 
mit den Ländorn eijuni langfristigen Plan für 
die Aufforstung ciCM- Grenzerlragsböden auf- 
stcllen. Dieser Plan niiiB oben beweglich und 
nicht starr rogk^mentierond sein, da die Auf- 
forstung ehemals lanclwiitsciiaftlidi genutzter 
Böden dynamischen Cliarakler trägt und vom 
Willen des jew^eiligen Eigentiiiners ])esliinmt 
sein muß. 

4. Die Bundesregierung liat l^ereits für das Redi- 
nungsjahr 1959 aus dein Biindcslianslialtsplan 
Einzelplaii 10 Kap. 1002 Tit. 573 Mittel für 
forstlidie Maßnahmen in Form von verlorenen 
Zusdrüssen zur Verfügiincj gestellt. Zn diesen 
forstlidien Maßnahmen geliört in erster Linie 
die Aufforstung von Gren/ertraqsbödcn und 
Ödland. 

In der Anlage wird ein Durdidruck der „Ridit- 
linien für die Gewährung von Bandes/ iisdUis- 
sen zur Förderung forsLlidier Vorhaben im 
Rahmen der Maßnaimten zur Verbesserung der 
Agrarstruktur" vorgelegt. 

Schwarz 


Drude: Buchdrudeerel Peter Meier, Bulsdorl/Stegburg 
AUein vertrieb: Dr. Hans Heger, 

Bbd Godesberg. Goethestraße 54, Telefon 35 5i 
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Richtlinien 

für die Gewährung von Bundeszuschüssen zur Förderung forstlidier Vorhaben im Rahmen 
der Maßnahmen zur Verbesserung der Agrarstruktur 


Mit den im Bundeshaushaltsplan Einzelplan 10 
Plapitel 1002 Titel 573 bereitgestellten Mitteln 
können forstliche und waldbauliche Maßnahmen 
gefördert worden, soweit sie zur Verbesserung der 
Agrarstruktur erforderlich sind und zur wirtschaft- 
liciieii Festigung der Betriebe beitragen, und zwar 

a) die Aufforstung von Grenzertragsböden und 
Ödland, 

b) die Umwandlung von Niederwald in Hochwald, 

c) die Trennung von Wald und Weide, 

d) die Anlage von Windschutzpflanzungen. . 

Der Einsatz dieser Bundesmittel darf nicht zur Ein- 
sparung von Landesmitteln führen. Es wird darüber 
hinaus erwartet, daß die Länder diese vom Bund 
geförderten Vorhaben durch besondere Maßnahmen 
unterstützen. 

Für die Vergabe dieser Bundesmittel werden 
folgende Richtlinien erlassen; 

1. Aufforstung von Grenzertragsböden und Ödland 

(1) Als Grenzertragsböden gelten landwirtschaftlidie 
Nutzflächen mit geringer Klimabodenzahl, starker 
Hanglage, schlechter Verkehrslage usw., deren 
Aufforstung aus betriebswirtschaftlichen Gründen 
agrarstrukturell erforderlich ist. 

Ödland im Sinne dieser Richtlinien sind Moore, 
Heide, Triften und ähnliciie Ländereien, die ohne 
planmäßige Bewirtschaftung im wesentlichen sich 
selbst überlassen sind und deren etwaige Benut- 
zung gegenüber der von Kulturland verhältnis- 
mäßig weit zurücksteht. Hierzu sind auch zu redi- 
nen Flächen, die früher Wald waren, außerhalb 
des Waldes liegen und seit mehr als 10 Jahren 
unbe stockt sind. 

(2) Die Aufforstung von Ödland darf nur dann 
gefördert werden, wenn 

a) die Aufforstung volkswirtschaftlich und agrar- 
strukturell notwendig ist, 

b) die Kosten in einem angemessenen Verhältnis 
zu dem zu erwartenden Erfolg stehen, 

(3) Für die Aufforstung von Grenzertragsböden 
und Ödland können Bundeszuschüsse in folgender 
Höhe gewährt werden ! 

a) bis zu 350 DM je ha für Fichten- und Lärchen- 
kultureri, 

b) bis zu 600 DM je ha für Misdikulturen, Doug- 
lasien und Kiefern, 


c) bis zu 900 DM je ha für Laubholzkulturen. 

(4) Bei der Aufforstung von Ödland können auf 
Antrag in besonders schwierigen Fällen der Boden- 
vorbereitung die in Absatz 3 genannten Hödist- 
beträge bis zu 40 v. H. überschritten werden. 

(5) Als Mischkultur gilt eine Nadelholzkultur, die 
mindestens einen Anteil von 30 v. H. der Fläche 
an Laubholz oder anderen nicht im Grundbestand 
vorhandenen Nadelhölzern hat. In einer Laubholz- 
kultur eingesprengte Gruppen oder Horste von 
Nadelhölzern mit einem Flächenanteil von höchstens 
30 V. H. sind wie Laubholz zu behandeln. 

(6) Bei der Aufforstung von Grenzertragsböden 
und Ödland sollen innerhalb der Gemarkung einer 
Gemeinde Aufforstungsgewanne ausgewiesen wer- 
den, deren Aufforstung keiner besonderen Geneh- 
migung bedarf. Der Landtausch zwischen Auffor- 
stungsgewannen und den der landwirtschaftlichen 
Nutzung vorbehaltenen Gemarkungsteilen ist anzu- 
streben, 

(7) In Flurbereinigungsgebieten und in Gemeinden, 
in denen ein Flurbereinigungsverfahren bereits 
durchgeführt ist, soll die Aufforstung bevorzugt 
gefördert werden. Für eine nach diesen Richt- 
linien geförderte Aufforstungsmaßnahme dürfen 
nicht außerdem noch öffentliche Mittel, die zur 
Förderung der Flurbereinigung bestimmt sind, 
gewährt werden. 

(8) In Gemarkungen, in denen mit der Durch- 
führung eines Flurbereinigungsverfahrens in ab- 
sehbarer Zeit nicht zu rechnen ist, soll tunlichst 
durdi eine Gemeinschaft der betroffenen Grund- 
eigentümer entsprechend den §§ 92 und 99 FiurbG 
wie bei einem beschleunigten Zusammenlegungs- 
verfahren ein Plan über die aufzuforstenden und 
die der landwirtschaftlichen Nutzung vorbehaltenen 
Flächen aufgestellt werden. 

2. Umwandlung von Niederwald in Hodiwald 

(1) Als Niederwald gilt fast ertragloser Buschwald. 
Seine Umwandlung in Hochwald kann nur ge- 
fördert werden, wenn sie im Interesse des Wasser- 
haushalts größerer landwirtschaftlicher Gebiete 
liegt und damit für die Verbesserung der struk- 
turellen und allgemeinen volkswirtschaftlichen 
Grundlage eines Bezirkes notwendig ist. 

(2) Für die Umwandlung von Niederwald in Hoch- 
wald gilt Nummer 1 Abs. 1 bis 5 entsprechend. 
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3. Trennung von Wald und Weide 

(1) Als Trennung von Wald und Weide gilt die 
Umwandlung von Waldweidebereciitigungen in 
einge/äuiite Lidilweideflädien durdi Rodung und 
Säuberung der Waldflädien, Erstellung von Zäunen 
sowie die Aussaat und Düngung der gerodeten 
Flädien. Ist die Waldweideberechtigung seit min- 
destens 10 Jahren nicht mehr ausgeübt worden, 
dürfen Bundes'/usdiüsse nur gewährt werden, wenn 
feststeht, daß sie noch fortbesteht. 

(2j Für die Rodung und Säuberung von Wald- 
flädien können Bundeszuschüsse bis zu 700, — DM 
je ha und für dic^ Zaiinerstellung, Aussaat und 
Düngung bis zu 300,— DM je ha gewährt werden. 

(3) Die i'örderung ist nur zulässig, wenn die zu- 
ständige Landesbehörde die Durchführung über- 
wacht. 

4. Anlage von Windschutzpflanzungen 

(1) Die Bundeszusdiüsse dürfen nur zur Anlage 
von Sdiutzpflanzungen in waldarinen Gemarkungen, 
in denen bereits erheblidiO Sdiäden durch Wind 
und Wasser an Boden und Kiilturpflanzungen ein- 
getreten oder zu befürchten sind, gewährt werden. 
Es soll damit auch gleichzeitig ein Nutzholzertrag 
angestrebt werden. 

(2) Für die Anlage von Schutzpflanzungen können 
Bundeszusdiüsse bis zu 100 v. H. der nachweislich 
aufgewendeten Kosten für Pflanzen, Zäune und 
Einzelschutz gewährt werden. Lohn- und Trans- 
portkosten muß der Zuschußempfänger tragen. 

5. Förderungsberechtigte 

(1) Die Buiideszuschüsse für die in Nummern 1 
bis 4 genannten Maßnahmen dürfen gewährt 
werden an Inhaber von land- und forstwirtschaft- 
lidien Betrieben, die im Rahmen der Größe eines 
Familienbetriebes liegen, besonders dann, wenn 
die zu fördernden Maßnahmen iin Zuge von an- 
deren acjrarstrukturellen Verbesserungen zur Be- 
sitzfestigung und Existenzsidierung auf lange Sicht 
führt. Bundesmittel dürfen nur insoweit in An- 
sprudi genommen werden, als die Maßnahme vom 
Betriebsiniiaber aus eigenen Mitteln nidit durdi- 
geführt werden kann. 

(2) Die Betriebsinhaber gemäß Absatz 1 können 
ihren Antrag auf Förderung einzeln stellen oder 
in Gruppen durdi: 

a) Teilnehmergemeir-iSfchaften eines Fiurbereini- 
gungs- oder beschleunigten Zusammenlegungs- 
verfahrens, 

b) Wasser- und Boclenverbände, 

c) Forstverbände, Waldbaugemeinsdiaften und 
Waldbaiivereine, 


d) die in den Richtlinien für die Anssiedlung unci 
Aufstockung vom 15. y\pri! 195ß genannten Be- 
treuer, 

e) von der obersten Landeslieliörcle zu bestim- 
mende land- und forstwirtsdmftliche I^Jjens!- 
stellen. 

(3) Gemeinden (Gemeindeverbände), Kirchen und 
Stiftungen können Bundeszusdiüsse nur dann er- 
halten, wenn 

a) ein agrarstruktureller Erfolg für die landwirt- 
schaftlidien Betriebe der betreffenden Gemar- 
kung erzielt wird, und 

b) nur insoweit, als der Antragsteller zur Selbst- 
finanzierung außerstande ist. 

6. Verfahren 

(1) Die in Nummer 5 genannten Förderurigsbeiedi- 
tigten beantragen die Bewilligung des Bundes- 
zuschusses bei der Landwirtsdiaftlichen Rentenbank 
in Frankfurt (Main). 

(2) Dem gemäß Absatz 1 zu stellenden Antrag 
sind gemäß Nummer 5 außer der behördlidien Be- 
scheinigung, daß es sich um einen förderungs- 
bereditigten Antragsteller handelt, folgende Unter- 
lagen beizufügen: 

a) im Falle der Aufforstung von Greiizertrags- 
böden und Ödland eine im Eiiivernehmcm mit 
der Forstbehörde zu erteilende Bescheinigung 
der Flurbereinigungsbehörde, soweit nich.t eine 
andere Behörde für zuständig erklärt ist, daß 
die Aufforstung aus agrarstrukturellen Gründen 
und im Interesse des Eigentümers förderungs- 
würdig ist, keiner weiteren Genehmigung be- 
darf und die Kosten bei Ödland volkswirlschaft- 
lidi in einem angemessenen Verhältnis zu dem 
zu erwartenden Erfolg stehen. Im Falle der 
Übersdueitung der Höchstsätze nach Nummer 1 
Abs. 4 muß dem Antrag eine eingehende Be- 
gründung der zuständigen örtlichen Forstdienst- 
stelle und die Betürwortuiicj einer übergeord- 
neten Dienststelle der Landesforstverwaltung 
beigefügt werden. Die Überschreitung bedarf 
der vorherigen Genehmigung des bewilligenden 
Bankinstituts; 

b) im Falle der Umwandlung von Niederwald in 
Hochwald und der Trennung von Wald und 
Weide eine im Einvernehmen mit der Land- 
wirtsciiaftsbehörde auszustellende Bescheinigung 
der Forstbehörde, daß das Vorliaben förderungs- 
wmrdig ist und von der zuständigen Behörde 
überwacht wird; 

c) im Falle der Anlage von Schutzpflanzungen ein 
Kostennachweis nadi Nummer 4 Abs. 2 und 
eine von dei Flurbereinigungsbehörde im Ein- 
vernehmen mit der Forstverwaltung abziigebende 
■Bescheinigung, daß die Maßnahme notwendig 
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und zweckmäßig ist und die Voraussetzungen 
von Nummer 4 Abs. 1 erfüllt sind. Wird die 
Anlage in einer Gemarkung errichtet, in der 
kein Flurbereinigungsverfahren eingeleitet ist, 
wird die Bescheinigung von der Landwirtsdiafts- 
behörde im Einvernehmen mit der Forstbehörde 
und der für die Landschaftspflege zuständigen 
Behörde erteilt. 

(3) Im Falle der Nummer 5 Abs. 3 ist durch das 
bearbeitende Bankinstitut die Zustimmung des 
BML einzuholen. Eine gutachtliche Stellungnahme 
der berufsständischen Vertretung über das Vor- 
liegen der beiden Voraussetzungen nadi Nummer 5 
Abs. 3 ist dem Antrag beizufügen. 

(4) Für bereits begonnene Maßnahmen dürfen 
Bundeszuschüsse nidit bewilligt werden. Die Be- 
treuung und sachgemäße Unterhaltung der mit 
Bundeszusdiüssen geförderten Anlagen muß ge- 
sichert sein. 

(5) In den nach Absatz 2 Buchstaben a bis d zu 
erteilenden Bescheinigungen' ist zu versichern, daß 
die Voraussetzungen des Absatzes 4 erfüllt und 
für die gleidien Maßnahmen keine Bundesmittel 
eingesetzt sind, die zur Förderung der Flurbe- 
reinigung, von Maßnahmen im Regionalen Förde- 
rungsprogramm oder sonstiger regionaler Sonder- 
programme bestimmt sind. 

7. Rückforderung von Bundeszuschüssen 

(1) Die nach diesen Richtlinien gewährten Bundes- 
zusdUisse können, erhöht um 7,5 v. H. Jahreszins 
vom Tage der Auszahlung bis zum Tage des Ein- 
gangs bei der Landwirtschaftlichen Rentenbank, 
sofort /Lirückgefordert werden, wenn 

a) sie bestimmungswidrig verwendet werden oder 

b) der Zusdiußempfänger zur Erlangung der nadi 
Nummer 7 notwendigen Bescheinigungen oder 
gutachtlidien Stellungnahmen unrichtige Anga- 
ben gemacht oder Angaben unterlassen hat, 
die nach allgemeiner Verkehrsauffassung für 
die Beurteilung des Antrages auf Bewilligung 
eines Bundeszuschusses wesentlidi sind. 


(2) Das bewilligende Bankinstitut hat sich durdi 
Einforderung von Rechnungen und sonstigen Be- 
legen zu vergewissern, daß der Bundeszuschuß 
richtliniengemäß verwendet worden ist. 

8. Prüfungsrecht 

(1) Der BML und der BRH behalten sich vor, 

a) die Verwendung der Mittel durch Besichtigung 
an Ort und Stelle und durch Einsichtnahme in 
die Bücher, Belege und sonstigen Unterlagen 
entweder selbst zu prüfen oder durch Beauf- 
tragte prüfen zu lassen, 

b) Auskünfte einzuholen. 

(2) Das Rückforderungsrecht (Nummer 7) und das 
Prüfungs- und Auskunftsrecht (Nummer 8) sind 
gegenüber allen weiteren Empfängern bis zu den 
Letztempfängern vorzubehalten. Die Buch- und 
Kassenführung der Mittelempfänger ist so zu ge- 
stalten, daß die Verwendung der Mittel jederzeit 
an Hand der Bücher und Belege nachgeprüft 
werden kann. 

9. Verwendungsnachweis 

Für die nach diesen Richtlinien gewährten Bundes- 
zuschüsse sind Verwendungsnachweise für jedes 
Rechnungsjahr aufzustellen, für die noch weitere 
Anordnungen mit Muster übersandt werden. Es 
bleibt Vorbehalten, weitere Unterlagen anzufordern. 

Diese Richtlinien treten mit Wirkung vom 1. Sep- 
tember 1959 in Kraft. 

Bonn, den 31. August 1959 
IV B 1 - 4690. 10 - 88/59 

Der Bundesminister 

für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
In Vertretung 
Dr. Sonnemann 
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